
  

 

Interpellation Nr. 74 (Oktober 2011) 

betreffend Kaufkraftabwanderung 
11.5262.01 

 

Aufgrund der grossen Währungsdifferenz zwischen Euro und Schweizer Franken hat sich beim lokalen Gewerbe 
in den letzten Monaten eine starke Kaufkraftabwanderung in Richtung Euroraum bemerkbar gemacht; dabei ist 
insbesondere der Detailhandel von teilweise immensen Umsatzeinbussen betroffen. Seit Wochen werden 
mögliche Massnahmen auf nationaler Ebene diskutiert, initiiert und auch umgesetzt. Diese Massnahmen haben 
jedoch keinerlei direkte entlastende Wirkung für das Gewerbe in der Region Basel. Hier sind aufgrund der 
Kaufkraftabwanderung die Existenz einiger Betriebe und somit auch Arbeits- und Ausbildungsplätze gefährdet. 

Ich bitte den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Hat der Regierungsrat im Zusammenhang mit der einleitend beschriebenen Situation bereits flankierende 
Massnahmen zur Unterstützung des Baslers Gewerbes diskutiert oder allenfalls bereits beschlossen? 

2. Wie stellt sich der Regierungsrat zu nachstehenden möglichen Massnahmen: 

a) Vorübergehende Aussetzung der Allmendgebühren 

b) Finanzielle Unterstützung einzelner Gewerbebetriebe für gezielte Werbemassnahmen  

c) Kurzfristig umsetzbare Flexibilisierung respektive Verlängerung der Ladenöffnungszeiten, um die 
Konkurrenzfähigkeit des Basler Detailhandels zu verbessern   

3. Welche Optionen lässt das Submissionsgesetz zu, damit das lokale Gewerbe kurzfristig vermehrt von 
staatlichen Aufträgen profitieren kann? 

Andreas Zappalà 

 

 


